
Bessere Vermittlung 
und Ausbildungsqualität

Das Thüringer Landeskriminal-
amt hat dem NSU-Untersuchungs-
ausschuss im Thüringer Landtag
Akten vorenthalten. Wie die Aus-
schussvorsitzende Dorothea Marx
(SPD) dem MDR sagte, seien erst
jetzt detaillierte Unterlagen der
Kriminaltechnik zu den Eisenacher
Ermittlungen 2011 eingegangen.
Diese Akten haben bisher auch
weder dem Bundeskriminalamt
noch im NSU-Prozess in München
vorgelegen. Dabei handelt es sich
um die teilweise handschriftlichen
Protokolle der LKA-Experten, die
damals die Waffen aus dem ausge-
brannten Wohnmobil untersucht
hatten. Zudem sollen die bisher zu-
rückgehaltenen Akten Daten zur
Schmauchspuranalyse der Lei-
chen von Uwe Mundlos und Uwe
Böhnhardt enthalten. Mit ihnen
könnte möglicherweise der Tod
der Beiden am 4. November 2011
besser rekonstruiert werden. In
dem Material sind auch alle Daten
der IT-Forensik zum technischen
Auswerten der gefundenen Hand-
ys und Datenträgern.                    
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ein selbstverschuldetes Problem. Wol-
len sich Unternehmen aber im Wettbe-
werb behaupten, sind sie in allen Berei-
chen auf gut ausgebildete Fachkräfte
angewiesen und diese benötigen auch
eine qualitativ hochwertige Ausbil-
dung. Häufig reicht schon das schlich-
te Einhalten bestehender Gesetze, um
die Ausbildungszufriedenheit junger
Menschen zu steigern. Ebenso ist die
Verbesserung der Qualität auf betrieb-
licher Ebene entscheidend, doch dies
gelingt nur durch ein Umdenken in den
Unternehmen selbst. Letztendlich
muss es auch wirksamere Kontrollen
zur Überwachung der Ausbildungsqua-
lität geben. Verstöße und die Nichtein-
haltung gesetzlicher Regelungen und
Verordnungen sind keine Kavaliersde-
likte. Die Kammern müssen mit dafür
Sorge tragen, dass die festgelegten
Standards auch eingehalten werden. 

Unabhängige Kontrollinstanzen
könnten ein Ausweg sein

Doch gerade hier besteht ein zentra-
les Problem: Auf der einen Seite sind
sie für die Kontrolle der Ausbildung zu-
ständig – auf der anderen Seite sind
sie ein arbeitgeberfinanzierter Interes-
senverband. Diese Doppelstruktur
führt häufig dazu, dass sie der Kontrol-
le der Ausbildung nur unzureichend
nachkommen. Unabhängige Kontrollin-
stanzen könnten da ein Ausweg sein.
Denn Auszubildende brauchen eine
Beschwerdestelle, der sie auch ver-
trauen. Es bedarf eines Beschwerde-
managements, das die Auszubildenden
tatsächlich in ihren Problemen ernst
nimmt, ihnen Schutz gewährt und
leicht zugänglich ist. Hier sind die Poli-
tik und die Gewerkschaften gleicher-
maßen gefragt. Sowohl die Vermittlung
als auch die Qualität der beruflichen
Ausbildung müssen dringend verbes-
sert werden, sonst verlassen noch
mehr junge Menschen Thüringen ganz.

Die Landesregierung hat hier schon
erste Zeichen gesetzt, indem sie z. B.
durch eine neue Berufsschulnetzpla-
nung die Qualität der Berufsschulen in
Thüringen anhebt oder die Richtlinie
für die Fahrtkostenrückerstattung für
BerufsschülerInnen fairer gestaltet. 

Die LINKE wird weiterhin alles tun,
damit die Qualität der beruflichen Aus-
bildung in Thüringen flächendeckend
auf ein hohes Niveau gebracht werden
kann. Für diese Arbeit ist der jährliche
Ausbildungsreport unerlässlich. Daher
möchte ich mich an dieser Stelle bei
den unzähligen TeamerInnen der DGB-
Jugend für ihr Engagement bedanken,
ebenso bei den vielen jungen Men-
schen, die sich in den Jugend- und Aus-
zubildendenvertretungen, als Betriebs-
rätInnen, in den Vertrauenskörper-
schaften oder den gewerkschaftlichen
Gremien engagieren. Denn sie sind es,
die am Ende für eine gute Ausbildung
stehen und sich einsetzen.                 

Auf Antrag der Fraktion DIE LINKE
hatte sich der Landtag in einer Ak-
tuellen Stunde am 9. September mit
der aktuellen Ausbildungssituation
in Thüringen befasst. Dazu ergriff in
der Debatte Kati Engel, Abgeordne-
te der Linksfraktion, das Wort: 

Dem jüngst veröffentlichten 10. Aus-
bildungsreport der DGB-Jugend liegen
die persönlichen Erfahrungen von Aus-
zubildenden zugrunde, die sonst in die-
ser Weise nicht zu Wort kommen. Be-
fragt wurden bundesweit 18.627 Aus-
zubildende aus den 25 häufigsten Aus-
bildungsberufen. Der Report zeigt,
dass bei allem Lob der dualen Berufs-
ausbildung in einigen Berufen noch er-
hebliche Mängel bestehen. Seit einem
Jahrzehnt macht die DGB-Jugend mit
ihrem Ausbildungsreport auf diese
Mängel aufmerksam und leistet damit
einen wichtigen Beitrag zur Ausbil-
dungsqualität in Deutschland.

Manche haben immer noch
keinen Ausbildungsplatz 

Erfreulicherweise sind die meisten
Auszubildenden mit der Qualität ihrer
Ausbildung zufrieden, deutschlandweit
71,5 Prozent der Befragten. Allerdings
zeichnen sich erhebliche Unterschiede
in den verschiedenen Branchen ab: Die
schlechtesten Bewertungen kamen er-
neut von den angehenden Fachverkäu-
ferInnen, aus dem Lebensmittelhand-
werk und aus dem Hotel- und Gaststät-
tengewerbe. Im Gegensatz zum
deutschlandweiten Trend ist der Aus-
bildungsmarkt in Thüringen in einerLandeskriminalamt

hat Akten vorenthalten

sehr komfortablen Lage. Dennoch wa-
ren Ende August immer noch 1.944
junge Menschen ohne einen Ausbil-
dungsvertrag und 3.860 Ausbildungs-
stellen in Thüringen unbesetzt. Wie
kann es sein, dass bei solchen Bedin-
gungen immer noch junge Menschen
ohne Ausbildungsplatz bleiben? 

Die Liste der unbesetzten Ausbil-
dungsstellen hat große Ähnlichkeit mit
der Liste der Ausbildungsberufe, die
seit Jahren im Ausbildungsreport der
DGB-Jugend schlecht abschneiden.
Dazu zählt der Hotel- und Gaststätten-
bereich, der gerade für Thüringen ei-
nen unverzichtbaren Wirtschaftssektor
darstellt. Unverändert sehen sich hier
viele Auszubildende mit großen Bela-
stungen konfrontiert. Überstunden,
fachlich ungenügende Anleitung, un-
terdurchschnittliche Ausbildungsver-
gütung und das Gefühl, als billige Ar-
beitskraft ausgenutzt zu werden, be-
stimmen hier nach wie vor den Arbeits-
alltag vieler Auszubildender.

Die Ausbildungszufriedenheit ist
stark von der fachlichen Qualität ge-
prägt, die bestimmt wird durch das
Einhalten von Ausbildungsplänen so-
wie das Ausmaß, in dem ausbildungs-
fremde Tätigkeiten absolviert werden
müssen. So verwundert es nicht, dass
Ende August in Thüringen auf 171 un-
besetzte Stellen in der Gastronomie-
branche lediglich 20 BewerberInnen
kamen. Denn junge Menschen meiden
bewusst diese Ausbildungsberufe, bei
denen sich die eklatant schlechten Be-
dingungen längst herumgesprochen
haben. Der sogenannte Fachkräfte-
mangel ist folglich in vielen Bereichen

Die umweltpolitischen Sprecher
der Fraktionen DIE LINKE und SPD
verlangen umfassende Aufklärung
zum Ermittlungsverfahren der
Staatsanwaltschaft und des Lan-
deskriminalamtes (LKA) gegen das
Unternehmen Kali+Salz und Mitar-
beiter des Landesbergamtes. Au-
genscheinlich hat die Staatsan-
waltschaft Anhaltspunkte, dass die
Genehmigung der Versenkung von
Kali-Abwässern rechtswidrig gewe-
sen sei. Nach Ansicht der beiden
Fraktionen sollte die Beratung da-
zu im Umweltausschuss erfolgen.
Dem Unternehmen wird vorgewor-
fen, Salzabwässer in der Gerstun-
ger Mulde versenkt zu haben. Dag-
mar Becker (SPD) forderte: „Die
Landesregierung muss umgehend
zu den Vorgängen Auskunft geben
und Stellung nehmen – soweit dies
im laufenden Ermittlungsverfahren
möglich ist. Wir brauchen schnelle
und lückenlose Aufklärung, inwie-
weit das zuständige Landesberg-
amt bzw. andere Landesbehörden
rechtswidrig gehandelt haben und
was den Mitarbeitern des Landes-
bergamtes konkret vorgeworfen
wird.“ Tilo Kummer (LINKE) teilt die
Auffassung der Staatsanwalt-
schaft, dass die Abwasserversen-
kung ein Verstoß gegen geltendes
Recht sei. Deshalb fordert er auch
Konsequenzen für die noch in Hes-
sen praktizierte Versenkung: „Ich
bitte die Landesregierung, im Be-
wirtschaftungsplan für die Werra
die Versenkung von Kaliabwässern
klar auszuschließen.“                   

Aufklärung der
Vorwürfe gegen K+S

Fraktionsvorsitzende Susanne Hennig-Wellsow gratuliert Michael Menzel zu sei-
ner Wahl als Mitglied des Thüringer Verfassungsgerichtshofs. Ebenfalls auf Vor-
schlag der Linksfraktion wurden am 10. September vom Landtag gewählt: als Mit-
glied des Landesverfassungsgerichts Jens Petermann sowie als stellvertretendes
Mitglied Petra Pollak. Als Stellvertreterin (auf Vorschlag der LINKEN)    fungiert wei-
terhin Renate Licht.                                        Foto: Peter Lahn                                 

Aktuelle Stunde im Landtag auf Antrag der Linksfraktion zur Ausbildungssituation

Verfassungsrichter vom Landtag gewählt 


